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Vorstand des Gemeindetags heute im Landtag

Ausgleich des Landeshaushalts darf nicht zulasten der Gemeinden gehen

Sieben-Punkte-Programm zur Sanierung der Kommunalfinanzen

Stuttgart. Mehr als 50 Bürgermeister sind heute im Landtag dabei, wenn Finanzminister Stratthaus den Landeshaushalt einbringt. Der Landesvorstand des Gemeindetags will in Gesprächen mit allen Fraktionen an die Abgeordneten appellieren, den Landeshaushalt nicht zulasten der Gemeinden auszugleichen.

„Wenn die Landesregierung nicht konsequenter auf die Ausgabenbremse tritt, darf sie auch nicht in die Gemeindekassen greifen,“ sagte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. „Der Finanzminister muss zuerst das Einsparpotenzial des Landes nutzen. Es kann nicht sein, dass die Gemeinden dafür bestraft werden, dass sie solider gewirtschaftet und viel weniger Schulden aufgehäuft haben, als der Staat.“ Brucker wies die Absicht der Landesregierung, den kommunalen Finanzausgleich um rund 560 Millionen Euro zu kürzen und die Mittel dem Landeshaushalt zuzuführen, erneut zurück.

„Die Gemeinden können nicht als ‚Ausfallbürge’ für das verschuldete Land herangezogen werden,“ sagte Brucker. „Im Gegenteil: Nach der Verfassung muss das Land für eine angemessene Finanzausstattung seiner Gemeinden sorgen.“

Zur Sanierung der Kommunalfinanzen legte der Gemeindetag den Landtagsfraktionen ein Sieben-Punkte-Programm vor.

1. Die Einnahmen der Städte und Gemeinden sind häufig abhängig von den Maßnahmen des Gesetzgebers. Vordringlich ist deshalb die Reduzierung der durch Gesetze bestimmten kommunalen Ausgaben. Dies wird ohne eine Veränderung der Aufgabenträgerschaft oder des Umfangs kommunaler Aufgaben nicht möglich sein. 

Wesentliche Beispiele von Maßnahmen, die erforderlich sind:

- Bundesleistungsgesetz für behinderte Menschen. Die Eingliederungshilfe deckt ein allgemeines Lebensrisiko der Bürger ab, das nicht Aufgabe der nachrangigen kommunalen Sozialhilfe ist. In jedem Fall sind angemessene Anteile an den Gesamtkosten vom Land entsprechend der Praxis in anderen Bundesländern aufzubringen.

- Moratorium bei der Abwasserbeseitigung für drei Jahre. Mittlerweile sind in Baden-Württemberg 98 % der Einwohner an kommunale Kläranlagen mit biologischer Reinigung angeschlossen. Eine gesetzliche Regelung, die nicht nur Standards senkt, sondern die Aufgabenerfüllung im Rahmen der finanziellen Notlage der Kommunen aussetzt, erscheint deswegen vertretbar.

- Lernmittelfreiheit verfassungsrechtlich neu gestalten. Der Einsatz der so verfügbar gemachten Mittel zur finanziellen Ausstattung der Schulen in den Städten und Gemeinden ist erforderlich. Eine Änderung der Landesverfassung ist notwendig. Eine Regelung durch einfaches Gesetz – wie in anderen Ländern – genügt.

- Landesblindenhilfe einkommensabhängig regeln.
Darüber hinaus muss das Konnexitätsprinzip („Wer bestellt, zahlt!“) durchgängig realisiert und eingehalten werden. 

2. Der kommunale Beitrag der Städte und Gemeinden zu den Kosten des Landes im Länderfinanzausgleich ist auf den langjährigen gemeindlichen Anteil an den Nettosteuereinnahmen zu begrenzen. In diesem Rahmen ist die jährliche Spitzabrechnung des Länderfinanzausgleichs beizubehalten. Die geänderte Anrechnung in Höhe von 64 % der kommunalen Steuereinnahmen im Finanzausgleich zwischen den Bundesländern ab 1. Januar 2005 (gegenüber 50 % bisher) darf nicht in die Berechnungsgrundlage der Spitzabrechnung im Land eingestellt werden.

3. Die Neuregelung der Kostentragung für die Deutsche Einheit in Baden-Württemberg nachvollziehen. Die Städte und Gemeinden haben bislang 43 % der vom Land erbrachten Mitfinanzierung der Deutschen Einheit getragen. Im Rahmen der neuen Regelungen zum bundesstaatlichen Finanzausgleich ab 1. Januar 2005 zwischen Bund und Ländern und nach der Übernahme des Fonds Deutsche Einheit durch den Bund ist die Beibehaltung dieser Sonderbelastung der Kommunen nicht mehr gerechtfertigt. Im Rahmen eines Soforthilfeprogramms zu Gunsten der kommunalen Finanzen wird das Land aufgefordert, die von ihm neu ausgehandelte Regelung allein aus Landesmitteln entsprechend seiner Gesamtverantwortung umzusetzen. Die Städte und Gemeinden tragen diese Kosten zukünftig im Rahmen des allgemeinen Steuerverbunds in Höhe von 23 % mit. 

4. Die vom Land eingesparten Mittel für die Zahlung von Wohngeld auf Grund der Hartz IV-Gesetzgebung müssen absprachegemäß an die Landkreise als neue Aufgabenträger vom Land weitergegeben werden. Die Landkreise haben jetzt diese Kosten zu tragen. Eine Verrechnung der Neuverteilung der Umsatzsteuer zwischen den Ländern und dem Bund in diesem Zusammenhang ist über den Steuerverbundsatz der Kommunen mit dem Land in Höhe von 23 % hinaus nicht zulässig. Als zusätzliche Gegenfinanzierung könnte eine Veränderung beim Landeserziehungsgeld dienen.

5. Die Kreise sind zur Senkung der Kreisumlagen von Ausgaben zu entlasten. Dies bezieht sich in erster Linie auf die oben angesprochenen Kosten der Eingliederungshilfe, aber auch andere Gesetze. Darüber hinaus sind die Kreise verpflichtet, evtl. Nettoentlastungen aus der Hartz IV-Gesetzgebung offen auszuweisen und durch Senkung der Kreisumlage an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden weiterzureichen.

6. Die wenig steuerstarken kleineren und mittleren Städte und Gemeinden, insbesondere des ländlichen Raums, sind durch eine deutlich geringere Kürzung des Ausgleichstocks im Rahmen der vom Land aus dem kommunalen Finanzausgleich entnommenen Beträge zu unterstützen. Dies gilt auch für das Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum.

7. Die Finanzausgleichsumlage ist vorübergehend als Instrument eines solidarischen Beitrags, insbesondere der steuerstarken Städte und Gemeinden, so zu erhöhen, dass die vom Land aus dem Finanzausgleich entnommenen Beträge in wesentlichen Teilen aufgebracht werden können.
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